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Sehr geehrte Damen und Herren,

inzwischen pfeifen es nicht nur die Spatzen von den Dächern, sondern sogar die WHO in 

ihren offiziellen Sitzungen: es existiert keinerlei Sachgrundlage mehr für eine epidemische 

Lage und damit auch keinerlei Sachgrundlage mehr für die Corona-Maßnahmen.

Bereits in einer Sitzung am 5.-6. Oktober 2020 gab die WHO in Gestalt ihres Exekutivrats-

mitglieds Dr. Ryan bekannt

Our current best estimates tell us that about ten percent of the global population may 
have been infected by this virus. This varies depending on country, it varies from ur-
ban to rural, it varies between different groups.

10% der globalen Population sind ca. 780 Mio Menschen, von denen nach den sehr kreati-

ven Zählungen der Gesundheitsbehörden ca. 1,1 Mio an Covid-19 verstorben sind. Daraus 

ergibt sich eine Mortalitätsrate von ca. 0,14% - eine schwache Grippe. Auf diese Zahlen sind 

auch bislang alle anderen epidemiologischen Studien gekommen, beispielsweise die Studie 

von Streek im Frühjahr des Jahres. Gleichzeitig forderte die WHO die Staaten auf, die Lock-

downs sofort zu beenden. 

Es besteht auch in Deutschland definitiv keine Notsituation. Laut Divi-Verzeichnis sind die 

Intensivbetten konstant zu ca. 60% ausgelastet (ohne Notreserve), die Belegung mit Patien-

ten mit positivem PCR-Test liegt bei ca. 4,5 % der belegten Betten.

Trotzdem rufen die Bundes- und die Landesregierungen einen weiteren Lockdown aus. 

Zusätzlich will die Bundeskanzlerin mit der o.g. Drucksache eine weitere Änderung des 

IfSG durchsetzen. Bitte vergleichen Sie den Gesetzentwurf einmal sinngemäß mit diesem:

An die Fraktionen der

CDU/CSU, SPD, Die Linke, Die Grünen, 

FDP, AfD

im Deutschen Bundestag

Pewsum, den 05.11.2020
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Der Reichstag hat das folgende Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung des Reichs-
rats hiermit verkündet wird, nachdem festgestellt ist, dass die Erfordernisse verfas-
sungsändernder Gesetzgebung erfüllt sind: 

Art. 1. Reichsgesetze können außer in dem in der Reichsverfassung vorgesehenen 
Verfahren auch durch die Reichsregierung beschlossen werden. Dies gilt auch für die  
in den Artikeln 85 Abs. 2 und 87 der Reichsverfassung bezeichneten Gesetze. 

Art. 2. Die von der Reichsregierung beschlossenen Reichsgesetze können von der 
Reichsverfassung abweichen, soweit sie nicht die Einrichtung des Reichstags und 
des Reichsrats als solche zum Gegenstand haben. Die Rechte des Reichspräsidenten 
bleiben unberührt. 

Art. 3. Die von der Reichsregierung beschlossenen Reichsgesetze werden vom 
Reichskanzler ausgefertigt und im Reichsgesetzblatt verkündet. Sie treten, soweit sie 
nichts anderes bestimmen, mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. […] 

Art. 4. Verträge des Reichs mit fremden Staaten, die sich auf Gegenstände der 
Reichsgesetzgebung beziehen, bedürfen nicht der Zustimmung der an der Gesetzge-
bung beteiligten Körperschaften. Die Reichsregierung erlässt die zur Durchführung 
dieser Verträge erforderlichen Vorschriften. 

Art. 5. Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündung in Kraft. Es tritt mit dem 
1. April 1937 außer Kraft; es tritt ferner außer Kraft, wenn die gegenwärtige Reichs-
regierung durch eine andere abgelöst wird. 

Mit diesem Gesetz wurde Adolf Hitler zu seinem Tun ermächtigt. Aus begreiflichen histori-

schen Gründen kann Frau Merkel das nicht wie seinerzeit mit einer halben Seite abtun, 

sondern benötigt dazu 40 Seiten, jedoch läuft es auf das Gleiche hinaus: 

• Die Regierung erhält die Ermächtigung, Verordnungen mit Gesetzeskraft zu erlas-

sen, was rechtliche Schritte der Bürger unmöglich macht. 

• Die Regierung erhält die Mittel, sich jederzeit problemlos Sachgründe für ihre Ver-

ordnungen zu verschaffen.

• Grundrechte jedweder Art existieren nicht mehr. Der Bürger kann zu beliebigen 

physischen Behandlungen gezwungen werden. 

• Organisationen aller Art können zwangsverpflichtet werden, Aufgaben, die den 

Ordnungsbehörden oder medizinischen Diensten obliegen, zwangsweise an den 

Bürgern zu verrichten.

• Ein Datenschutz existiert nicht mehr.

• Die Bundeswehr ist im Inneren gegen die Bevölkerung jederzeit einsetzbar.
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Dies ist ein Staatsstreich ! Gekoppelt mit Terrorismus gegen die eigene Bevölkerung sowie 

in Verbindung mit der Beseitigung der gesellschaftlichen Grundlagen des Deutschen Vol-

kes Völkermord gemäß den UN-Statuten. 

Ich halte Frau Merkel und andere Mitglieder der Bundes- und Landesregierungen inzwi-

schen für psychisch krank und hochgefährlich. Lassen Sie diese Leute NICHT so weiterma-

chen, sondern beenden Sie das. Wenn Sie dieser Gesetzesänderung zustimmen, können Sie 

sich die Arbeit und leichter machen und beschließen

Das Grundgesetz hat seine Gültigkeit verloren und ist abgeschafft.

Beenden Sie statt dessen endlich diese bitterböse, ins satanistische abgleitende Farce der 

epidemischen Lage. Beenden Sie die Ermächtigungen durch das IfSG. Auch ohne eine Wei-

terführung des Lockdown wird sich Deutschland auch in vielen Jahren nicht von den Fol-

gen dieses Wahnsinns, auf den nicht wenige vom ersten Moment an hingewiesen haben, er-

holt haben. 

Mit freundlichen Grüßen,

Gilbert Brands


